
mocht, seine gefühlsmäßige Erkenntnis logisch und zu­
treffend zu begründen, und gerade die Besprechung 
der sich in den Gründen des Beschlusses zeigenden Un­
klarheiten wird geeignet sein, die Untersuchung un­
serer Frage auf die richtige Linie zu bringen.

Um zunächst einen ganz abwegigen Gedankengang 
des Beschlusses kurz richtigzustellen, so haben schon 
die obigen Ausführungen gezeigt, daß die wiederholt 
vorgebrachte These, § 66 GenG sei eine „typische Schutz­
bestimmung zugunsten des Privateigentums“, die „das 
genossenschaftliche Eigentum gegenüber dem Privat­
eigentum benachteilige“, den Charakter der kapitalisti­
schen Genossenschaften verkennt. Ganz abgesehen 
davon, daß sich die Pfändung des Guthabens gar nicht 
gegen genossenschaftliches Eigentum richtet, sondern 
gegen einen Bestandteil des persönlichen Vermögens 
des Genossen — hierüber weiteres unten —, übersieht 
diese These, daß die Zulassung der Pfändung eine 
„das genossenschaftliche Eigentum gegenüber dem 
Privateigentum benachteiligende Bestimmung“ schon 
um deswillen nicht sein kann, weil eben, wie oben 
gezeigt, auch das genossenschaftliche Eigentum kapi­
talistisches Privateigentum war. Im Gegenteil zeigt 
gerade diese Bestimmung die völlige Gleichstellung des 
in der Genossenschaft arbeitenden und anderen Han­
delskapitals: es ist kein Zufall, daß § 66 GenG mit 
dem die Kündigung einer offenen Handelsgesellschaft 
durch den Privatgläubiger eines Gesellschafters zu­
lassenden § 135 HGB w ö r t l i c h  übereinstimmt.

Man kann das, was die Entscheidung zum Ausdruck 
bringen will, kurz in etwa folgender Formel zusam­
menfassen: das genossenschaftliche Eigentum habe sich 
nach 1945 zu einer höheren Eigentumsform entwickelt, 
es müsse daher geschützt und seine Schädigung durch 
Zugriff seitens des Privatgläubigers eines Genossen 
verhindert werden, so daß § 66 GenG nicht mehr an­
gewandt werden könne.

Zu diesen Folgerungen aus einer zweifellos zutreffen­
den Prämisse ist vor allem zweierlei zu sagen: wenn 
es auch nicht ausdrücklich erklärt wird, so ist doch 
nicht zu verkennen, daß der Entscheidung der Gedanke 
an eine Art „Unantastbarkeit des genossenschaftlichen 
Eigentums“ vorschwebt, wie sich insbesondere aus 
ihrer Bezugnahme auf die Verfassungsgrundsätze der 
Art. 19 ff. ergibt. Hier ist zunächst klarzustellen, daß 
ein solcher Grundsatz — zumindest im heutigen Sta­
dium der Entwicklung — nicht existiert. Fraglos,' 
gegenüber dem Privateigentum und dem Eigentum des 
einfachen Warenproduzenten ist das genossenschaftliche 
Eigentum, soweit es gesellschaftliches Eigentum dar­
stellt, eine höhere Eigentumsform, die dementsprechend 
auch einen verstärkten Rechtsschutz genießt — was 
auf strafrechtlichem Gebiet in höchst eindringlicher 
Weise mit dem Gesetz zum Schutze des Volkseigentums 
und a n d e r e n  g e s e l l s c h a f t l i c h e n  Eigen­
tums vom 2. Oktober 1952 zum Ausdruck gebracht 
worden ist. Auch zivilrechtlich wird in den verschie­
densten Beziehungen — etwa in der Frage der Pfän­
dung von Produktionsmitteln, wie ich noch ausführen 
werde — schon heute ein erhöhter Rechtsschutz anzu­
nehmen sein, aber die Gleichsetzung dieses erhöhten 
Rechtsschutzes mit der „Unantastbarkeit des Volks­
eigentums“ im Sinne des Art. 28 der Verfassung wäre 
ein politischer und juristischer Fehler, wäre ein Ver­
kennen der Tatsache, daß sich gerade in der fehlenden 
Unantastbarkeit die n i e d e r e  Form des gesellschaft­
lichen Eigentums manifestiert. Mit dem Begriff der 
„Unantastbarkeit“ soll im Bereich des Zivilrechts nicht 
nur der Schutz des Volkseigentums vor Beeinträchti­
gungen von außen her zum Ausdruck gebracht werden 
— Beeinträchtigungen, wie sie z. B. bei der Ersitzung, 
der Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung und 
dem gutgläubigen Eigentumserwerb gegenüber anderen 
Eigentumsformen zulässig sind —, sondern vor allem, 
wie Art. 28 der Verfassung zeigt, eine Schranke gegen­
über Verfügungen durch die mit seiner Verwaltung be­
trauten Organe und Individuen errichtet werden: 
Verfügungen, die zur Aufgabe des Eigentums an Ge­
genständen des volkseigenen Anlagevermögens führen, 
sind nur unter den Voraussetzungen des Art. 28 zu­
lässig. Verfügungen über volkseigene Um’aufmittel 
grundsätzlich nur in Übereinstimmung mit dem Volks­
wirtschaftsplan.

Sowohl jener Schutz aber wie auch diese Schranke 
versagen im Hinblick auf das Eigentum der Konsum­

genossenschaften. Ihm gegenüber ist z. B. die Ersitzung 
und der gutgläubige Eigentumserwerb durch Dritte 
möglich; und was die Verfügung über konsumgenossen­
schaftliches Eigentum betrifft, so sind die zu seiner 
Verwaltung bestimmten Organe dabei lediglich im 
Innenverhältnis an das Statut, jedoch an keine gesetz­
liche Schranke gebunden. In dieser Hinsicht ist das 
Musterstatut für die Kreiskonsumgenossenschaften 
aufschlußreich, nach dessen Abschn. XII Ziff. 8 d der 
Vorstand verpflichtet ist, dem Genossenschaftsrat „über 
Veräußerungen von Gegenständen des Anlagevermögens 
über 5000 DM zu berichten“, d. h., das Statut geht aus­
drücklich davon aus, daß Gegenstände des Anlagever­
mögens durch den Vorstand ohne irgendwelche Ge­
nehmigung seitens staatlicher oder anderer genossen­
schaftlicher Organe veräußert werden können. (Da 
selbstverständlich dem Vorstand „die Wahrung des 
genossenschaftlichen Eigentums“ zur Pflicht gemacht 
ist — Abschn. XIII Ziff. 4 —, braucht eine Gefahr 
unnötiger Reprivatisierungen aus dieser Verfügungs­
freiheit nicht befürchtet zu werden.)

Dem Unterschied in der Behandlung von Verfügun­
gen der eigenen Organe entspricht der gleiche Unter­
schied bei der Beantwortung der Frage nach der Zu­
lässigkeit von Zugriffen Dritter im Wege der Zwangs­
vollstreckung. Auch hier genießt nur das Volkseigen­
tum den besonderen Schutz der bekannten Rundver­
fügungen des Justizministers1), die eine nach Belieben 
des Gläubigers vorzunehmende Zwangsvollstreckung 
verhindern und statt dessen die Einbeziehung der Ver­
bindlichkeiten in den Plan und ihre plangemäße Til­
gung sicherstellen. Ist dagegen eine Konsumgenossen­
schaft Schuldner einer ausgeklagten Forderung, so 
vollzieht sich eine etwaige Vollstreckung nach den all­
gemeinen Regeln, m a. W., das konsumgenossenschaft­
liche Eigentum unterliegt grundsätzlich dem Zugriff 
jedes Gläubigers ohne weitere Beschränkungen, als 
sie das allgemeine Vollstreckungsrecht enthält. Inso­
fern also dem Beschluß des Bezirksgerichts Gera die 
allgemeine Vorstellung zugrunde liegt, das Eigentum 
der Konsumgenossenschaften genieße einen höheren 
Vcllstreckungsschutz als etwa privates Eigentum, ist 
diese Vorstellung irrig.

Der zweite Einwand gegen die oben zusammengefaßte 
Konzeption des Beschlusses geht dahin, daß es sich 
im Falle einer Pfändung des Geschäftsanteils nach § 66 
GenG überhaupt nicht um einen Zugriff in Genossen­
schaftseigentum handelt. Nicht die Konsumgenossen­
schaft, sondern ein einzelner Genosse ist ja hier 
Schuldner; Gegenstand der Pfändung ist das zu seinem 
persönlichen Vermögen gehörende Auseinandersetzungs­
guthaben, also eine S c h u l d  der Genossenschaft, die 
in dieser Konstellation lediglich Drittschuldner ist.

Gegen diesen Einwand könnte vorgebracht werden, 
er sei formal, da er an der juristischen Betrachtung 
hafte, aber an der ökonomischen Tatsache vorbeigehe, 
daß die Summe der Anteile, mögen sie sich auch buch­
mäßig als Schuld der Genossenschaft darstellen, gleich­
wohl deren wirtschaftliche Basis ist, ihr Anlagever­
mögen, mit dem sie arbeitet und dessen sie zur Durch­
führung ihrer gewerblichen Tätigkeit bedarf; würden 
der Genossenschaft im Wege der Pfändung von Aus­
einandersetzungsguthaben eine große Zahl von Ge­
nossen und deren Geschäftsanteile entzogen werden, 
so müsse das zu einer Gefährdung der Genossenschaft 
selbst und ihres Eigentums führen.

Dieses theoretisch richtige Argument würde jedoch 
an seiner Abstraktheit scheitern. Zweifellos: die Kün­
digung sämtlicher Geschäftsanteile an einer Genossen­
schaft* * * * 8) durch Gläubiger der Genossen führt zur Auf­
lösung der Genossenschaft. Aber kommt so etwas bei 
einer Massenorganisation im Leben vor? Natürlich 
nicht; es ist schon deshalb ausgeschlossen, weil der 
Durchschnittsbürger — und vor allem das durchschnitt­
liche Mitglied einer Konsumgenossenschaft, d. h. der 
Werktätige — seine Schulden bezahlt und es nicht zu 
einem Prozeß oder gar zu einer Vollstreckung kommen

T) vgl. KV des Chefs der ehern. Deutschen Justizverwaltung
der sowjetischen Besatzungzone in Deutschland vom 4. Fe­
bruar 1949; RV Nr. 87/50 des Ministers der Justiz; RV Nr. 84/52
des Ministers der Justiz (ANB1. 1952 S. 119).

8) Das Musterstatut der Kreiskonsumgenossenschaften be­
zeichnet den Geschäftsanteil als „Genossenschaftsanteil“, wohl 
um den veränderten Charakter der Beziehungen zwischen 
Genossenschaft und Genossen zum Ausdruck zu bringen.
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